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Nr. 

Auszug aus dem Protokoll des Regierungsrates 
des Kantons Basel-Landschaft 

3403 vom 3. November 1992 

Gemeinde Reinach, Mutationen zu den Gesarntüberbauungen bzw. 

Ueberbauungen nach Vertragsplan "Auma t ten", "In den Garten­

höfen", "Mischeli", "Pfeiffengarten" und "Surbaurn" sowie zu 

den Quartierplanvorschriften "Kürzeweg" bezüglich Aus­

nahmebestirnmunqen 

A. Der Einwohnerrat Reinach hat am 24. Februar 1992 die 

Aenderungen der Ueberbauungsvorschriften zu den Gesamtüber­

bauungen bzw. Ueberbauungen nach Vertragsplan II Auma t ten II r 

"In den Gartenhöfen", 11 Mischeli", "Pfeiffengarten" und 

"Surbaum 11 sowie zu den Quart ierplanvorschri f ten 11 Kürzeweg" 

beschlossen. 

Die Aenderungen der Gesamtüberbauungs- und Quartierplanvor­

schrif ten bezwecken generell eine flexiblere Handhabung der 

zum Teil sehr starren Bestimmungen. Mit den vorliegenden 

Lösungen sollen einerseits Vorhaben mit energiesparender 

Wirkung im Sinne der kantonalen Ergänzungsbestimmung zu den 

Zonenreglements-Normalien 5/63 betreffend Nutzungsfreiheit 

bei Bauteilen im Interesse eines haushälterischen Umgangs 

mit Energie ermöglicht werden. Anderseits sollen auch gene­

rell Vorhaben ermöglicht werden, welche zur Steigerung der 

Wohnqualität in den fraglichen Ueberbauungen beitragen. Da­

bei können bauliche Veränderungen von präjudizieller Bedeu­

tung nur aufgrund eines Gesamtkonzeptes bewilligt werden. 

B. Nachdem die Ref erendumsfrist unbenützt abgelaufen war, 

wurde die öffentliche Planauflage in der Zeit vorn 1. Juni 

1992 bis 30. Juni 1992 durchgeführt. Die auswärtigen Grund­

eigentümer mit schweizerischem Zustelldomizil wurden mit 

eingeschriebenem Brief vorn 15. Mai 1992 auf die Planauflage 

aufmerksam gemacht. Die Publikation erfolgte im Wochenblatt 

für das Birseck und Dorneck Nr. 22 vorn 29. Mai 1992 und im 

Kantonalen Amtsblatt Nr. 22 vorn 27. Mai 1992. Es sind keine 

Einsprachen eingegangen. 



2 

C. Mit Schreiben vom 19. Oktober 1992 ersucht der Gemein­

derat Reinach um die regierungsrätliche Genehmigung der 

Aenderungen zu den vorangehend aufgeführten Gesamtüberbau­

ungs- und Quartierplanvorschriften. Für weitere Einzelhei­

ten wird auf die Akten und auf die nachfolgenden Erwägungen 

verwiesen. 

Der Regierungsrat zieht in Erwägung: 

I. 

Die Gemeinden sind gestützt auf § 4 ff des kantonalen Bau­

gesetzes vom 15. Juni 1967 befugt, eigene Bauvorschriften 

zu erlassen. Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtes 

erwachsen solche Vorschriften nicht in materielle Rechts­

kraft, sondern sie sind unter Beachtung gewisser Prinzipien 

grundsätzlich jederzeit abänderbar [BGE 90 I 333]. Beson­

dere Verfahrensvorschriften, die bei den Aenderungen zu be­

achten wären, sind im Baugesetz nicht enthalten. Deshalb 

gelten hiefür nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen die 

gleichen Regeln wie bei der erstmaligen Aufstellung. 

II. 

Gemäss § 3 des Baugesetzes bedürfen die Bauvorschriften der 

Gemeinden - und darunter fallen auch die erwähnten Mutatio­

nen zu den Gesamtüberbauungs- und Quartierplanvorschrif­

ten - der Genehmigung des Regierungsrates. Die dem Genehmi­

gungsentscheid vorausgehende Prüfung ist dabei auf eine 

Rechtmässigkeitskontrolle und auf eine Ermessenskontrolle 

aus Gründen der Regionalplanung beschränkt. 
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III. 

Unter Berücksichtigung der vorstehenden Ausführungen und 

Kriterien hat die Prüfung folgendes ergeben: 

1. Rechtrnässigkeitskontrolle 

1.1 Formell-rechtlich sind die Voraussetzungen für die Ge­

nehmigung der Quartierplanänderungen erfüllt. Hinsichtlich 

den Gesamtüberbauungen bzw. den Ueberbauungen nach Ver­

tragsplan muss darauf hingewiesen werden, dass diese ent­

sprechend den damals geltenden gesetzlichen Bestimmungen 

nicht vorn Einwohnerrat sondern vorn Gerneindera t beschlossen 

wurden. Im Zusammenhang mit den Mutationen zu den Ge­

sarntüberbauungen bzw. den Ueberbauungen nach Vertragsplan 

stellt sich somit die Frage, welches Verfahren bei der Aen­

derung dieser Planungen anzuwenden sei. Die Rechtsabteilung 

der Bau- und Umweltschutzdirektion kam im Rahmen des 

Vorprüfungsverfahrens zum Schluss, dass - gestützt auf die 

Bestimmungen des kantonalen Baugesetzes vom 15. Juni 1967 -

das heute geltende ordentliche Verfahren [Einwohnerratsbe­

schluss, Auflageverfahren, Genehmigung durch den Regie­

rungsrat] anzuwenden sei. Der Regierungsrat schl iess t sich 

diesen Ueberlegungen an. 

1.2 In materiell-rechtlicher Hinsicht ist zu bemerken, 

dass in zusarnmenarbei t rni t den Gemeindebehörden, aufgrund 

von diversen Verhandlungen [vgl. u. a. Aktennotiz vorn 

3. Juni 1991] die zur regierungsrätlichen Genehmigung ein­

gereichten Mutationsvorlagen ausgearbeitet und bereinigt 

werden konnten. Die abschliessende Prüfung im Rahmen des 

Genehmigungsverfahrens hat dementsprechend zu keinen Bean­

standungen Anlass gegeben. Es bleibt lediglich zu erwähnen, 

dass Konzepte von präjudizieller Bedeutung nebst einer ent­

sprechenden Bewil 1 igung vorn Gerneindera t auch rni t den zu­

ständigen Instanzen des Amtes für Orts- und Regionalplanung 
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[Abteilungen Ortsplanung, Ortsbild und Objektplanung] zu 

bereinigen sind. 

2. Ermessenskontrolle aus Gründen der Regionalplanung 

Keine Bemerkungen. 

://: 1. Gestützt auf § 3 Absatz 2 des kantonalen Baugeset­

zes vorn 15. Juni 196 7 werden die Beschlüsse vorn 

24. Februar 1992 des Einwohnerrates Reinach 

betreff end den Mutationen zu den Gesarntüberbauun­

gen bzw. Ueberbauungen nach Vertragsplan "Auma t­

ten", "In den Gartenhöfen", "Mischeli", "Pfeif­

fengarten" und "Surbaurn" sowie zu den Quartier­

planvorschriften "Kürzeweg" bezüglich Ausnahmebe­

stimmungen im Sinne der Erwägungen genehmigt und 

damit allgerneinverbindlich erklärt. 

2. Massgebend sind die rni t den Inventarnurnrnern 

55/TZR/2/1 [Ueberbauung "Aurnatten" nach Vertrags­

plan], 55/ZRS/1/8 [Ueberbauung "In den Gartenhö­

fen" nach Vertragsplan; öff entliehe Urkunden vorn 

18.06.1959 und 23.11.1961], 55/Gü/1/1 [Ueberbau­

ung "Mischeli" nach Vertragsplan], 55/ZRS/1/9 

[Ueberbauung "Pfeiffengarten" nach Vertragsplan; 

öffentliche Urkunde vorn 22.03.1960] und 

55/TZR/1/1 [Ueberbauung "Surbaurn" nach Vertrags­

plan] sowie 55/QR/1/1 [Quartierplanreglernent 

"Kürzeweg"] versehenen Mutationsblätter. 

3. Die Ziffer 1 dieses Beschlusses ist gestützt auf 

§ 23 des Geschäftsreglementes für den Regierungs­

rat des Kantons Basel-Landschaft im Amtsblatt zu 

veröffentlichen. 
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